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Sie fahren auf Verschleiß 
Gesundheitsbeschäftigte dürfen nicht 
verheizt werden.                         Seite 3
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»Abstand halten!«
Solidarisch in der Ausnahmesituation. 
Zwischenruf von Sylvia Bühler.    Seite 2

Gekämpft in schwierigen Zeiten
Kreative Aktionen und Streiks im  
öffentlichen Dienst.                    Seite 7

Ganz vorn

Altenpflege: Solidarische 
Pflegegarantie statt  
hoher Eigenbeiträge

Das Problem: Ein vollstationärer 
Pflegeplatz kostet durchschnittlich 
2.015 Euro im Monat, davon 786 Euro 
Eigenanteil an den Pflegekosten. Bei 
einer Durchschnittsrente von 954 Euro 
ist klar: Das können sich viele nicht 
leisten. Wegen der dringend nötigen 
besseren Bezahlung und Aufstockung 
des Personals werden die Kosten ab-
sehbar weiter steigen.
Das Pflaster: Bundesgesundheitsmi-
nister Jens Spahn (CDU) will die Eigen-
anteile bei den Pflegekosten auf 700 
Euro pro Monat für einen Zeitraum 
von drei Jahren zu begrenzen.
Das ist nötig: Wir wollen, dass alle 
pflegebedingten Kosten solidarisch 
finanziert werden – mit einer Solida- 
rischen Pflegegarantie, bei der die 
Pflege-versicherung zur Vollversiche-
rung ausgebaut und alle Einkommens-
arten in deren Finanzierung einbezo-
gen werden.
£   gemeinsamesache.verdi.de

Krankenhäuser: Bedarfs-
gerechte Finanzierung 
statt Fallpauschalen

Das Problem: Die Krankenhausfinan-
zierung über Fallpauschalen (Diagnosis 
Related Groups, DRG) ist »für die Si-
cherstellung einer bedarfsgerechten 
und qualitativ hochwertigen Kranken- 
hausversorgung ungeeignet«, so das 
Ergebnis einer Studie des Gesundheits-
systemforschers Michael Simon. Sie 
führt zu erheblichen Fehlsteuerungen – 
vor allem dem Abbau von Personal – 
und befördert die Gewinnorientierung 
und Privatisierung von Krankenhäusern.
Das Pflaster: Die Bundesregierung 
hat die Ausgliederung der Pflegeper-
sonalkosten aus den Fallpauschalen 
beschlossen. Damit ist das DRG-Sys-
tem angebohrt.
Das ist nötig: Wir brauchen eine 
Krankenhausversorgung, die sich nach 
dem Bedarf richtet und bei wirtschaft-
licher Betriebsführung vollständig 
refinanziert wird. Weg mit dem DRG-
System!
£ t1p.de/drg-abschaffen

Das Problem: Die Überlastung des 
Krankenhauspersonals ist chronisch 
und allgegenwärtig. Laut ver.di-Belas-
tungscheck fehlen allein in der Pflege 
80.000 Vollzeitstellen. Eine Folge, die 
das Problem wiederum verschärft: 
Immer mehr Beschäftigte gehen in 
Teilzeit oder fliehen ganz aus ihrem 
Beruf.
Das Pflaster: Die seit einem Jahr in 
»pflegesensitiven« Bereichen gelten-
den Pflegepersonaluntergrenzen  
werden zum Jahreswechsel weiterent-
wickelt und ausgeweitet. Doch diese 
sind eine Mogelpackung und haben 
nichts mit einer bedarfsgerechten 
Versorgung zu tun, sondern sollen 
lediglich gefährliche Situationen ver-
hindern.
Das ist nötig: Seit Januar 2020 liegt 
mit der PPR 2.0 ein Personalbemes-
sungsinstrument für die Krankenhaus-
pflege auf dem Tisch, das gemeinsam 
von ver.di, der Deutschen Krankenh-
ausgesellschaft und dem Deutschen 
Pflegerat erarbeitet wurde. Es muss 
noch in dieser Legislaturperiode auf 
den Weg gebracht werden. Auch für 
andere Berufsgruppen sind bedarfs- 
gerechte Personalstandards nötig.
£   t1p.de/ppr2punkt0

Krankenhäuser: PPR 2.0 
statt Untergrenzen

Pflaster reichen nicht
Krankenhäuser und Altenpflege brauchen grundsätzliche Veränderungen.

Altenpflege: Personal- 
bemessung statt  
nur mehr Hilfskräfte

Das Problem: Die stationäre Pflege 
braucht laut Berechnungen von Heinz 
Rothgang, Professor für Gesundheits-
ökonomie an der Uni Bremen, 36 Pro- 
zent mehr Personal – rund 115.000 
zusätzliche Vollzeitstellen sind für eine 
adäquate Versorgung nötig.
Das Pflaster: Ab dem 1. Januar 2021 
werden 20.000 neue Stellen für Pfle-
gehilfskräfte durch die Pflegeversiche-
rung finanziert. Zugleich wird die 
Fachkraftquote flexibilisiert, was einer 
Absenkung der Standards Tür und  
Tor öffnet. Das Gesetz wurde am  
26. November beschlossen. Doch 
zuvor wurde auf Druck von ver.di 
nachgebessert: Das von Professor 
Rothgang entwickelte Instrument zur 
Personalbemessung muss nun erprobt 
und wissenschaftlich evaluiert werden. 
Dabei sollen auch die Zufriedenheit 
der Beschäftigten und die Versor-
gungsqualität eine Rolle spielen.
Das ist nötig: Verbindliche bundes-
einheitliche Vorgaben zur Personalaus-
stattung, die eine sichere und bedarfs-
orientierte Versorgung garantieren.  
In keinem Bereich darf der Einsatz von 
Fachkräften reduziert werden.
£   t1p.de/personal-b
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Da kommt Welle auf Welle. Wir 
brauchen Wellenbrecher. Sonst  
packt das Gesundheitssystem das 
nicht. Egal ob dort oder in anderen 
sogenannten systemrelevanten Berei-
chen – erwartet wird Außergewöhn-
liches. Die Wissenschaft sucht nach 
Strategien und diskutiert Vorgehen. 
Die Regierung erlässt Anordnungen. 
Die Arbeitgeber sind überrascht, 
dass Personal fehlt. Und wir sind 
mittendrin.

Das macht keinen Spaß. Diese 
Wellen brechen über uns und wir 
drohen zu ertrinken. Aber das ist 
unser Beruf. Wohlgenmerkt: erlern-
ter Beruf, nicht Berufung. Und da 
wir unseren Beruf können, könnten 
wir selbstverständlich den Wellen 
Widerstand leisten. Es braucht nur 
mehr von uns. Nun, das haben wir 
schon vor Corona gesagt. Mal lauter, 
mal leiser.

Meine Kollegin Monika sagt im- 
mer, ver.di soll lauter schreien. Die 
Pflegedirektorin vom Krankenhaus 
meint, nein, bitte leiser, sonst bekom-
men wir keine Auszubildenden mehr. 
Und die Ministerin lässt einen 
schnurrigen Film produzieren, der 
alles andere als witzig ist. Aber än-
dern tun sie nichts. Die Arbeitsbedin-
gungen werden nicht besser. PPR 2.0 
nicht eingeführt, die Servicebereiche 
sind weiter ausgegliedert. Und Moni-
ka ist immer noch nicht in ver.di.

Ja, wir drohen zu ertrinken und 
einige von uns haben auch schon 
aufgegeben, haben ihre Posten als 
Wellenbrecher verlassen. Was tun? 
Wie können wir das ändern? Wir 
können noch eine Petition an Spahn 
schreiben. Es wird nichts nützen. 
Wir können unserem Arbeitgeber 
vorschlagen, endlich genug Personal 
einzusetzen. Er wird sagen, das geht 
nicht, das DRG-System zwinge ihn 
nun mal dazu. Und die Pflegedirek-
torin wird vielleicht sagen, ja eigent-
lich hätten wir Recht. Sie habe ja 
auch schon mal was von ganzheitli-
cher Pflege gehört, aber was soll sie 
nur machen?

Keine Lösung? Doch. Wir sind 
die Lösung. Wir werden die Wellen 
nicht brechen, indem wir uns immer 
weiter der Tretmühle unterordnen. 
Das ist anstrengend. Weil die Aus-
übung unseres Berufes so anstren-
gend ist. Aber dieser Beruf verlangt 
auch nach politischer Aktivität. Dazu 
brauchen wir Monika. Die müssen 
wir überzeugen. Mehr von uns ist 
besser für alle. Nie war diese Er-
kenntnis richtiger als heute. Das 
sollten wir uns vornehmen für das 
neue Jahr, meint euer  

                         
 Michael Quetting

12.500 Beschäftigte aus dem Gesundheitswesen haben Ende September 
bei der Gesundheitsministerkonferenz in Berlin protestiert – mit einer 
Foto-Demonstration. Vor Ort konfrontierten einige hundert Beschäftigte die 
Minister*innen mit den Forderungen nach verbindlichen Personalvorgaben, einer 
bedarfsgerechten Finanzierung und gegen Outsourcing.   £   t1p.de/gesichtzeigen
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Zu drei.74, Seiten 4/5: Unser gutes Recht 

Liebe Redaktion,
danke für den schönen Mittelteil der letzten drei. Vor allem beim Thema Ur-
laub werden wir hier in Mannheim sicherlich noch mal aktiv werden. Viel 
dringender sind allerdings die Probleme rund um die Digitalisierung, die sich 
jetzt mit Corona besonders auftun. Ganz abgesehen von der Hardware schei-
tert es auch häufig an der Fähigkeit der Lehrkräfte und Dozenten. Wer glaubt, 
dass Digitalisierung bedeutet, per E-Mail Arbeitsaufträge zu verteilen, der irrt. 
Wer sich dann wundert, dass die Flut der anlaufenden E-Mails nicht mehr zu 
beantworten ist, hat mindestens einen dringenden Schulungsbedarf. Mein 
Eindruck ist, dass die Lehrkräfte vom Arbeitgeber gerne mal alleine gelassen 
werden. Die Überforderung baden am Ende die Schüler aus.

   Marius Trunk, Uniklinik Mannheim, Mitglied der Jugendvertretung
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Sprechstunden Abstand halten!
von Sylvia Bühler

Die Corona-Pandemie ist eine extreme 
Herausforderung. Für jede und jeden 
von uns sowie für unsere gesamte 
Gesellschaft. Die unsichtbare Bedro-
hung verunsichert uns alle. Am besten 
bestehen wir diese Ausnahmesituati-
on gemeinsam und solidarisch. Doch 
manche nutzen die allgemeine Verun-
sicherung, um haltlose Verschwö-
rungstheorien zu verbreiten, zu het-
zen und auszugrenzen. 

Immer wieder gehen Tausende bei 
sogenannten Querdenker-Demonstra-
tionen auf die Straße – gemeinsam 
mit Rechtsradikalen, die sich Zulauf 
für ihre menschenverachtende Ideolo-
gie erhoffen. Die Demonstrierenden 
halten keine Distanz. Auch nicht zu 
Neonazis. Dass Reichskriegsflaggen 
geschwenkt werden, stört sie nicht. 
Sie laufen dicht gedrängt ohne Mas-
ken, leugnen, dass es Covid-19 über-
haupt gibt. Solche Bilder sind verstö-
rend. Wir wissen, dass zeitgleich 
Pflegekräfte und Ärzt*innen auf Inten-
sivstationen um das Leben von Men-
schen mit dieser neuartigen Krankheit 
ringen. 

Als Gewerkschafterinnen und 
Gewerkschafter halten wir dagegen. 
Wir stehen für Demokratie und Solida-
rität. Und für eine konstruktive Diskus-
sionskultur. 

Dabei können und sollten die von 
den Bundes- und Landesregierungen 
ergriffenen Maßnahmen immer wie-
der hinterfragt werden. Was ist sinn-
voll, was nicht? Was ist nötig, um 
soziale Härten abzufedern? Was brau-
chen Krankenhäuser, Pflegeheime, 

Kitas und Sozialeinrichtungen, um in 
der Pandemie bestehen zu können? 
ver.di nimmt die Sorgen der Men-
schen ernst und streitet für soziale 
Gerechtigkeit. Und dafür, dass die 
richtigen Schlussfolgerungen aus den 
Erfahrungen gezogen werden. 

Dazu gehört, dass das Gesund-
heits- und Sozialwesen den Bedürfnis-
sen der Menschen dienen muss, nicht 
den Profiten von Wenigen. Wenn zum 
Beispiel der kommerzielle Klinikkon-
zern Asklepios, wie im niedersächsi-
schen Seesen, demokratische Rechte 
mit Füßen tritt und Krankenhaus- 
beschäftigte mitten in der Pandemie 
auf die Straße setzen will, verletzt 
dieser Konzern die gesellschaftlichen 
Spielregeln. So ein Verhalten trägt zu 
Entfremdung und Verunsicherung bei. 

Sich dagegen zu wehren und ge-
meinsam für eine solidarische Gesell-
schaft einzutreten, ist unsere ent-
schlossene Antwort. Auch deshalb 
brauchen wir ver.di als starke, viel- 
fältige Gemeinschaft, die Solidarität 
erlebbar macht.

Sylvia Bühler ist Mitglied im ver.di-Bundes-
vorstand und leitet den Fachbereich Gesund-
heit, Soziale Dienste, Wohlfahrt und Kirchen.
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Eine Mitarbeitervertretung aus der 
Caritas fragt: »Unsere Einrichtung be-
steht aus mehreren kleinen Heimen. 
Wir sind als MAV bisher nur in der 
Stammeinrichtung präsent. Wir wollen 
auch in den anderen Häusern Sprech-
stunden anbieten. Die Vertretungsord-
nung (MAVO) kennt keine gesonderten 
Sprechzeiten. Unsere Leitung lehnt dies 
zudem ab. Es würde stören. Stattdessen 
könnten einzelne Kolleginnen ja zu uns 
kommen. Haben wir einen Rechtsan-
spruch, solche Sprechstunden auch 
ohne die Zustimmung der Leitung ein-
zurichten?« Wer fragt, kriegt oft dum-
me Antworten. Besser, ihr nehmt euch, 
was ihr braucht. Ihr schreibt dazu:

Sehr geehrte Damen und Herren, 
die MAV hat aus § 26 Abs. 3 Nummer 
2 MAVO die Aufgabe, die Beschwer-
den der Kolleginnen entgegenzu- 
nehmen und zeitnah der Abhilfe zuzu-
führen (Initiativrecht). Die Beschwer- 
den über Überlastungen und wieder-
holt nicht gewährte Pausen (§ 23 
ArbZG) nehmen zu. Deshalb werden 
wir von nun an die Kolleginnen an 
ihren Arbeitsplätzen besuchen. Wo 
keine Pausen gewährt oder wenigs-
tens festgelegt sind, wird dies wäh-
rend der Arbeitszeit geschehen. Wir 
verwenden hierzu die Bezeichnung 
»Klagezeit« (Jeremias Klgl 2,18–19).

Um die Arbeitsabläufe dennoch 
nicht mehr als notwendig zu stören, 
werden wir unsere Besuche vorher 
ankündigen und zu regelmäßigen 
Zeiten wiederholen. Dies ermöglicht 
es den Vorgesetzten, die Arbeitsorga-
nisation darauf einzurichten.

Mit freundlichen Grüßen …  -tob

  
Pflege ist Facharbeit
In der Corona-Pandemie wird auch 
dem Letzten klar: Es fehlt an Pflege-
fachkräften. Nicht nur auf den Inten-
sivstationen, sondern in allen Berei-
chen der Krankenhäuser und 
Pflegeeinrichtungen. Der Notstand ist 
nicht vom Himmel gefallen, er ist 
Ergebnis politischer Entscheidungen. 
So haben die Krankenhausfinanzie-
rung über Fallpauschalen und die 
Profitorientierung von Pflegekonzer-
nen dazu beigetragen, dass über 
Jahre hinweg Personal abgebaut und 
die Ausbildung heruntergefahren 
wurden. Der nunmehr lautstark be-
klagte Fachkräftemangel ist also in 
weiten Teilen hausgemacht. Dennoch 
wird er als Begründung dafür heran-
gezogen, die Qualifikationsstandards 
abzusenken. Schon erschallt der Ruf 
nach einer Ausbildungsoffensive für 
Pflegehilfskräfte. Dabei finden sich in 
den Ländern bereits 28 Ausbildungen 
unterschiedlicher Dauer und mit 
verschiedensten Abschlussbezeich-
nungen. Dieser Wirrwarr erschwert 
die berufliche Weiterentwicklung und 
stellt eine einheitliche Versorgungs-
qualität in Frage. 

Warum sollten Assistenzkräfte 
überhaupt kürzer ausgebildet wer-
den als Pflegefachkräfte? Wenn sie 
schlechtere schulische Voraussetzun-
gen mitbringen, brauchen sie mehr, 
nicht weniger Ausbildung. Auch 
Pflegehilfskräfte sollten eigenständig 
arbeiten können. In der Praxis tun 
sie das sowieso. Sie sollten den 
pflegebedürftigen Menschen assis-
tieren – nicht den Fachkräften. Pfle-
ge ist immer Facharbeit und braucht 
eine entsprechende Qualifikation. 

Dass geringer qualifizierte Pflege-
kräfte den Mangel beheben sollen, 
hat keine fachlichen, sondern ledig-
lich finanzielle Gründe: Sie sind billi-
ger. Die wichtige und harte Arbeit 
der Assistenzkräfte muss finanziell 
aufgewertet werden. 

Die Aufspaltung der Pflegearbeit 
macht den Beruf nicht attraktiver – 
im Gegenteil. Pflegehilfskräfte sind 
häufiger arbeitslos und können ihre 
Tätigkeit noch öfter nicht bis zum 
Rentenalter ausüben. Pflegefachkräf-
te haben ihren Beruf zumeist nicht 
erlernt, um Papierkram zu machen 
und Anweisungen zu geben. Grund-
pflege ist nicht immer angenehm – 
aber sie ist Teil einer guten Pflege. 
Wer mehr Zeit mit den Menschen 
verbringt, kann besser entscheiden, 
was der oder die Patient*in braucht. 
Fachlich ist dieser ganzheitliche An-
satz unbedingt geboten. Ob er sich 
rechnet, sollte nicht das Thema sein.
£   ganzheitliche-pflege.verdi.de

»Was würdest du mit zusätzlicher Freizeit anfangen?«
  

Kürzer arbeiten, mehr freie Tage – 
das wünschen sich viele. Wir 
wollten wissen: Was würdet ihr 
mit der zusätzlichen Freizeit an-
fangen? Würdet ihr öfter mal die 
Füße hochlegen oder aktiv sein, 
Sport machen und Freunde treffen? 
Gefragt und geantwortet haben 
Teilnehmer*innen der Schreib- 
werkstatt der drei-Redaktion im 
September 2020 in Bielefeld.

Kay H., Heilerziehungspfleger diako-
niewert Bad Salzungen

Martina B., Sekretärin  
Uniklinik Heidelberg
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»Ich würde mich verstärkt der 
Gartenarbeit widmen: mehr 
Pflanzen, weniger Sträucher 
und Rasen. Vielleicht mehr 
Kräuterbeete anlegen, um im-
mer frische Kräuter zu haben. 
Im Großen und Ganzen, den 
Garten aufblühen lassen.«

»Ich hätte dann endlich wieder 
Zeit, etwas für meine Gesund-
heit zu tun. Ich würde regel-
mäßig mit meinem Hund Rad 
fahren und joggen gehen. Vor 
allem könnte ich mehr mit  
meinen Freunden unterneh-
men, die oft zu kurz kommen.«

Ilka S., Altenpflegerin
Evangelische Heimstiftung

»Ich könnte vieles langsamer 
angehen lassen und bewusster 
wahrnehmen, wo ich mich 
sonst durchhetze. Wenn dann 
noch was übrig bleibt an zu-
sätzlicher Zeit, würde ich diese 
mit meiner Familie und Freun-
den verbringen.«

Dirk T., Medizintechniker
Schön Klinik Hamburg-Eilbek

»Ich würde meine physiothe-
rapeutischen und sportlichen 
Bemühungen ausweiten und 
meine künstlerischen Hobbies 
wieder aufnehmen. Allerdings 
müssten die freien Tage ver-
lässlich sein, damit ich mich 
darauf einlassen kann.«

Gerd Dielmann ist Krankenpfleger und  
Diplom-Pädagoge und war viele Jahre in  
der ver.di-Bundesverwaltung für die Berufs
bildung der Gesundheitsberufe zuständig. 
Heute ist er im Ruhestand und in der ge
werkschaftlichen Bildungsarbeit, als Autor 
und Sachverständiger aktiv.

MEIN STANDPUNKT
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Zu drei.66, Seite 2:  Leserbrief zu 
»Ende vor dem Abschluss« 

Hallo, seit August bin ich Auszubildende, besuche eine 
wirklich tolle Pflegeschule mit sehr motivierten und guten 
Lehrern. Was mich allerdings im Orientierungseinsatz in 
der Praxis erwartet, hätte ich mir in meinen schlimmsten 
Träumen nicht ausmalen können. Ich habe schon einige 
Arbeitsstellen kennengelernt, wurde angelernt, habe 
selbst angelernt und körperlich schwere Tätigkeiten ver-
richtet. Nach nur einer Woche in der Pflege verstehe ich 
den Pflegenotstand. Ich frage mich, wer unter solchen 
Bedingungen arbeiten will und kann. Die schlechte Perso-
nalsituation macht sich in mangelhafter Unterstützung 

und Anleitung bemerkbar, die Schüler werden ins kalte 
Wasser geworfen und müssen alles tun, was eine Pflege-
hilfskraft auch tut. Zeit fehlt, die Patienten bleiben stellen-
weise auf der Strecke, nur das Nötigste kann getan wer-
den. Hier geht es um Menschen auf beiden Seiten. 

Nach einer Woche in der Praxis weiß ich schon, wo ich 
niemals arbeiten will und überlege selbst, ob ich die Aus-
bildung nicht abbreche, obwohl meine schulischen Leis-
tungen bei 1,0 liegen. Mir ist bisher nur eines klar: Pflege-
fachkräfte bekommt man unter diesen »unmenschlichen« 
Arbeitsbedingungen nicht. Am Pflegenotstand wird sich 
trotz Reformen und gezielter Werbung nichts ändern. Es 
ist traurig und erschreckend.

Mit freundlichen Grüßen, Susanne
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Bereits die erste Welle der Corona-Pandemie war für die Beschäftigten der 
Virologie der Uniklinik Freiburg eine enorme Belastung. Allein in der Ab- 
teilung, die Testungen auf das Coronavirus vornimmt, liefen während der 
Pandemie schon mehr als 1.000 Überstunden und über 700 nicht in Anspruch 
genommene Urlaubstage auf. Vor diesem Hintergrund schlugen die Beschäf-
tigten und der Personalrat im Sommer Alarm. 

Der Arbeitgeber wollte nur zwei statt der beantragten fünf zusätzlichen 
MTA-Stellen schaffen. Daraufhin kündigte der Personalrat an, Abbaupläne für 
Überstunden und ausstehende Urlaubstage von der Abteilung einzufordern 
und künftig keine Überstunden mehr zu genehmigen. Schließlich beschloss 
der Klinikvorstand, doch noch einmal zwei zusätzliche MTA-Stellen befristet  
zu genehmigen.

»Es ist gut, dass der Vorstand nun endlich adäquat auf die Ausnahme- 
situation reagiert hat«, kommentiert die Personalrätin Daniela Feigl. Es sei  
aber wertvolle Zeit vertan worden. »Wir hätten uns eine frühere Reaktion der 
Klinikleitung gewünscht, denn nun müssen die neuen Kolleginnen und Kolle-
gen unter den Bedingungen erneut zunehmender Arbeitsbelastung ausge-
wählt und eingearbeitet werden.« Kurzfristig bedeute das für die Beschäftig-
ten zusätzlichen Stress. »Dennoch zeigt sich, was engagierte Kolleginnen und  
Kollegen vor Ort und die Nutzung von Mitbestimmungsrechten bewegen 
können.«                                                               £   t1p.de/personal-labor

Die Corona-Pandemie verstärkt 
Belastungen, die zuvor bereits 
bestanden haben, und deckt  
»die seit Jahren sich kumulieren-
den Versäumnisse auf«. Dies ist 
das Fazit einer Studie, die die 
Erfahrungen von Pflegekräften 
zwischen Mai und Juli 2020 doku-
mentiert. Demnach hat »weniger 
die Angst vor dem Virus selbst  
als eher die Problematik der un- 
zureichenden überbetrieblichen 
und betrieblichen Organisation  
zu teilweise exorbitanten Belastun-
gen der Pflegenden geführt«. 
£    t1p.de/st-belastung

Die vergangenen Monate waren für 
die Beschäftigten in Krankenhäu-
sern und Pflegeeinrichtungen eine 
Zeit der Missachtung. Da veröffent-
lichte das Bundesfamilienministeri-
um Videos, in denen die Pflegebe-
rufe als Auffangbecken für alle 
Perspektiv- und Lustlosen darge-
stellt werden. Da zwangen die 
öffentlichen Arbeitgeber ihre Be-
schäftigten mit der Drohkulisse 
langfristiger Reallohnkürzungen in 
einen Arbeitskampf. Der kommerzi-
elle Asklepios-Konzern will im nie-
dersächsischen Seesen sogar mitten 
in der Pandemie Klinikbeschäftigte 
entlassen, weil die Profitmargen 
nicht hoch genug sind. Und die 
nach langem hin und her beschlos-
sene Corona-Prämie kommt nur 
einem Bruchteil der Krankenhäuser 
zugute und spaltet die Belegschaf-
ten. Trotz alledem sollen wir nun 
wieder über unsere Grenzen gehen, 
um einen Zusammenbruch des 
fehlgesteuerten Gesundheitssys-
tems zu verhindern. All das zeigt:  
Es gibt nichts geschenkt. Respekt 
verschaffen müssen wir uns selbst.

Uniklinik Homburg: 1.425 zusätzliche freie Tage wegen Arbeit 
mit zu wenig Personal

So geht Entlastung

Die zweite Welle der Corona-Pandemie 
hat das Land Ende November voll er-
fasst. Und wieder einmal sollen die 
Beschäftigten der Krankenhäuser und 
Pflegeheime, der ambulanten Dienste, 
aus Behinderteneinrichtungen und Ret-
tungsdiensten über ihre Grenzen gehen, 
manche sogar trotz Corona-Infektion 
arbeiten. Das Land Niedersachsen hat 
erneut pauschal Zwölf-Stunden-Schich-
ten erlaubt. Zugleich operieren einige 
Krankenhäuser munter weiter, statt 
planbare Eingriffe zu verschieben – weil 
sie daran verdienen. Sie fahren auf Ver-
schleiß. Das ist brandgefährlich – für die 
Beschäftigten, aber auch für den Kampf 
gegen die Pandemie.

»Kolleginnen und Kollegen sollen 
zur Arbeit kommen, dürften aber 
eigentlich gar nicht vor die Tür gehen, 
geschweige denn öffentliche Ver-
kehrsmittel benutzen«, berichtet die 
Betriebsrätin eines Krankenhauses in 
Niedersachsen, in dem Beschäftigte, 
die eigentlich in Quarantäne sein 
müssten, schon mehrfach weitergear-
beitet haben. »Das ist zwar freiwillig, 
aber wenn man von der Pflegedienst-
leitung angesprochen wird, besteht ja 
immer ein gewisser Druck.« 

Längst nicht überall können Be-
schäftigte selbst entscheiden, ob sie 
trotz Infektion zur Arbeit kommen. 

Mehr Personal fürs Labor

Studie zu Belastungen

»Mehr Freizeit ist schön, so kann 
man sich wenigstens etwas von der 
stressigen Arbeit erholen«, sagt die 
Krankenpflegerin Sabine Stein, die 
auf einer onkologischen Station  
der Homburger Uniklinik arbeitet. 
Sechs zusätzliche freie Tage konnte 
sie bislang nehmen – als Ausgleich 
dafür, dass sie immer wieder in  
personell unterbesetzten Schichten 
arbeiten muss. Am Uniklinikum des 
Saarlandes sind im ersten Halbjahr 
2020 insgesamt 1.425 solcher Frei-
schichten zusammengekommen.

Grundlage ist eine 2018 er-
kämpfte, zwischen ver.di und Klinik-
leitung geschlossene Vereinbarung, 
die erstmals konkrete Sollbesetzun-
gen auf den Stationen festschreibt. 
Werden diese zwölf Mal unterschrit-
ten, gibt es im nächsten Dienstplan 
einen zusätzlichen freien Tag.

Die große Zahl der Entlastungs-
schichten zeigt einerseits: Die Überlas-
tung besteht auch am Uniklinikum 
des Saarlandes weiter. Andererseits: 
Zumindest gibt es dafür jetzt einen 
Ausgleich. »Ziel ist es natürlich, dass 

»Eine positiv getestete Kollegin, die 
keine Symptome hatte, musste weiter-
arbeiten«, berichtet der Mitarbeiter-
vertreter eines kirchlichen Trägers aus 
Rheinland-Pfalz. »Zu Hause musste sie 
sogar von ihrer Familie getrennt sein, 
aber im Haus sollte sie sich um zwei 
infizierte Bewohnerinnen kümmern. 
Ich finde das ein Unding.«

Dass Politik und Arbeitgeber die 
Gesundheit ihrer Beschäftigten aufs 
Spiel setzen, zeigt auch die in Nieder-
sachsen beschlossene Allgemeinver-
fügung, wonach die Schichten in Kran-
kenhäusern und Rettungsdiensten –  
wie schon im Frühjahr – auf zwölf  
Stunden verlängert werden können. 
David Matrai, der bei ver.di in Nieder-
sachsen und Bremen für das Gesund-
heitswesen zuständig ist, hält das für 
»kurzsichtig und kontraproduktiv«. Die 
derzeitige Ausnahmesituation werde 
noch mindestens den Winter über an-
halten, womöglich länger. »In dieser 
Lage die Leute vollends auszupowern, 
ist der falsche Weg.« Die Beschäftigten 
und ihre Interessenvertretungen stün-
den dem jedoch keineswegs machtlos 
gegenüber. Denn Tarifverträge sowie 
Betriebs- oder Dienstvereinbarungen 
seien auch in der Pandemie nicht außer 
Kraft gesetzt.
£   t1p.de/aufverschleiss

wir genug Personal haben, so dass 
gute und gesunde Arbeit möglich ist«, 
betont die ver.di-Vertrauensleutespre-
cherin Sabine Stein. »Dennoch ist das 
ein großer Fortschritt – nicht nur, weil 
man mehr Zeit zur Erholung hat, 
sondern auch, weil damit ein wach-
sender Druck auf die Klinikleitung 
aufgebaut wird, mehr Personal einzu-
stellen.« Denn für das Management 
wird es durch jede Entlastungsschicht 
schwieriger, die Dienste so zu beset-
zen, wie es mit der Gewerkschaft  
ver.di vereinbart ist. Das schafft auch 
einen ökonomischen Anreiz, mehr 
Personal zu gewinnen und das vor-
handene zu halten.

Hinzu kommt ein weiterer Effekt, 
der in der Corona-Pandemie sicht- 
bar wurde: Die von der Bundesregie-
rung beschlossene Aussetzung der 
Pflegepersonaluntergrenzen zwi-
schen März und Juli 2020 hatte  
am Homburger Uniklinikum keine 
Auswirkungen. »Wegen der Entlas-
tungsvereinbarung konnte der Ar-
beitgeber die Besetzung trotzdem 
nicht absenken«, erklärt Sabine Stein.

Sie fahren auf Verschleiß
Corona-Pandemie: Die Beschäftigten im Gesundheitswesen 

dürfen nicht verheizt werden | Daniel Behruzi

argum/Falk Heller

ver.di / Michael Quetting

Beschäftigte und Personalrat des Freiburger Uniklinikums  
setzen zusätzliche Neueinstellungen in der Virologie durch.

Missachtung
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Du kannst verlangen, deine Arbeitszeit zu verringern. Dieses Recht  
betrifft nicht nur deine regelmäßige Zeitschuld. Du darfst damit erst  
recht verlangen, von zusätzlicher Arbeitszeit verschont zu werden:  
keine Überstunden mehr, kein Bereitschaftsdienst, keine Rufbereitschaft!
 
Manche Personalleiter versuchen, deinem Antrag diese Kraft zu nehmen. 
Sie unterlaufen ihn mit dem Angebot einer »Änderungsvereinbarung«.  
Ihr Trick ist »treuwidrig« und bleibt deshalb nichtig und unbeachtlich.

Autor: Tobias Michel
Zeichner: Matthias BerghahnTeilzeit

Ohne wenn und aber: Ja oder Nein!
An die Personalabteilung

Kopie an Vorgesetzte, Betriebsrat

Sehr geehrte Damen und Herren,

ich beantrage, von morgen an in drei Monaten meine 

Arbeitszeit auf 37 Stunden je Woche zu verkürzen und 

damit verbunden sie auf ganze Schichten zu verteilen.

Zur gelegentlichen Leistung von Mehrarbeit,  

Überstunden und eventuell zu Rufbereitschaften mit 

meiner jeweiligen Zustimmung bin ich bereit, ebenso 

zur anteiligen Arbeit an Wochenenden und Feiertagen.

Bei dieser Gelegenheit bitte ich Sie um  

ein qualifiziertes Zwischenzeugnis.

Mit freundlichen Grüßen

Sophie Kunz
Sophie Kunz

Änderungsvertrag? Nichtig!

Musterantrag unter: 

briefe.schichtplanfibel.de

Manchmal erwecken Arbeitgeber den Eindruck, 

sie seien mit der Arbeitszeitverkürzung und der 

Neuverteilung einverstanden. Zugleich aber 

versuchen sie, in einem Änderungsvertrag ande-

re Regelungen unterzuschieben. Damit aber 

handeln Arbeitgeber treuwidrig. Die Änderungs-

vereinbarung bleibt nichtig und deshalb rechts-

unwirksam. Fehlt nun eine klare Ablehnung 

durch den Arbeitgeber? Dann gilt die Arbeitszeit 

als verringert und festgelegt wie ursprünglich 

beantragt.

LAG Düsseldorf Urteil 28.04.2020 –  

8 Sa 403/19 Rn. 64
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Ohne wenn und aber: Ja oder Nein!
Dein Antrag darf die geringe Verkürzung auf wöchentlich 37,75 Stunden  
verlangen. Und zugleich darfst du beantragen, diese Arbeitszeit neu und  
anders zu verteilen (§ 8 TzBfG).
ArbG Stuttgart Urteil 23.11. 2001 – 26 Ca 1324/01

Der so begründete Anspruch auf Neuverteilung der Schichten betrifft die ge-
samte vertragliche Arbeitszeit (z. B. Wunsch nach 4-Tage statt 5-Tage-Woche).
LAG München, 08.05.2008 – 2 Sa 1140/07

Eine Beschäftigte darf die Verkürzung ihrer Arbeitszeit beantragen. An diesen  
Antrag darf sie die Bedingung knüpfen, wie sich die Arbeitszeit verteilen soll.  
In diesem Fall kann ihr Antrag nur einheitlich angenommen oder abgelehnt  
werden.
BAG Urteil 18.02.2003 – 9 AZR 164/02

Der Antrag auf Verkürzung und Neuverteilung der Arbeitszeit muss in »Text-
form« gestellt werden, also etwa als Brief, Fax oder E-Mail. Der Antrag muss  
so eindeutig und klar gefasst sein, dass der Arbeitgeber ihn mit einem »Ja« 
oder einem schriftlichen »Nein« bescheiden kann. 
BAG Urteile 20.01.2015 – 9 AZR 860/13 Rn. 40

Eine Beschäftigte ist bis zum Fristende an den von ihr gestellten Antrag auf 
Verkürzung und Neuverteilung der Arbeitszeit gebunden. Sie kann dieses  
Änderungsangebot nicht einseitig zurückziehen.
LAG Düsseldorf Urteil 28.04.2020 – 8 Sa 403/19 Rn. 47

Ein Antrag etwa auf »Verkürzung durch Freischichten alljährlich zwischen 
Weihnachten und Neujahr« kann rechtsmissbräuchlich sein.
BAG Urteil 11.6.2013 – 9 AZR 786/11

Doch auch ein rechtsmissbräuchlicher Antrag bleibt wirksam. Dieser Antrag 
kann vom Arbeitgeber schweigend angenommen werden. Der Arbeitgeber 
muss den Antrag sonst rechtzeitig einen Monat vor Beginn schriftlich (eigen-
händig und mit Namensunterschrift) klar und eindeutig ablehnen (»Nein«).
BAG Urteil 27.6.2017 – 9 AZR 368/16 Rn. 37

Lehnt der Arbeitgeber einen Antrag bloß mündlich ab, bleibt dies nichtig.  
Der Antrag hatte damit Erfolg.
BAG Urteil 20.01.2015 – 9 AZR 860/13 Rn. 44

Ein bisschen kürzer,
anders verteilt

gesundheit-soziales.verdi.de

im Krankenhaus

in der stationären 
und ambulanten Pflege

Kindertagesstätten 

44,5 % aller Beschäftigten in den Krankenhäusern arbeiten in Teilzeit.  
In der stationären und ambulanten Pflege sind es 71 %, in den Kindergärten und Vorschulen 61 %.
Quelle: destatis.de, eigene Berechnungen, für 2017 

Teilzeit Vollzeit

Manchmal versuchen Arbeitgeber, Anträge abzulehnen. Doch einige  Gesetze zur Mitbestimmung verlangen zuvor das »Ja« der Mitarbeiter- vertretung oder des Personalrats zur Ablehnung:• MVG EKD § 42 k
• HmbPersVG § 87 Abs. 1 Nr. 12
• Nieders. PersVG § 65 Abs. 2 Nr. 17• LPVG nw § 72 Abs. 1 Nr. 13
• LPVG Hessen § 77 Abs. 2f
• PersVG Brandenburg § 63 Abs. 1 Nr. 21• Saarl. PersVG § 80 Abs. 1 Nr. 15 • LPVG BaWü § 71 Abs. 2 Nr. 4
Verweigert deine Interessenvertretung ihre Zustimmung zur Ablehnung durch den Arbeitgeber? Pech für den Chef, Glück für dich. Damit folgt  einen Monat vor dem gewünschten Beginn der Teilzeit automatisch die »Zustimmungsfiktion« (TzBfG § 8 Abs. 5).

MAV und PR: Aktiv!

Beschäftigte in Teilzeit
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Seesener Appell
Seesen I Seit über einem Jahr kämpfen 
die Beschäftigten bei Asklepios im nie-
dersächsischen Seesen für eine ange-
messene Bezahlung und für die Zukunft 
ihrer Klinik. Der Konzern setzt auf Ein-
schüchterung, Ausgliederungen und 
Kündigungen. Zuletzt kündigte er an, 
den Reha-Bereich Ende Februar zu 
schließen, offenbar weil die exorbitan-
ten Renditevorgaben dort nicht erreicht 
werden. Solche Praktiken rücksichtslo-
ser Gewinnmaximierung haben im 
Gesundheitswesen nicht zu suchen, 
meinen die in ver.di organisierten Be-
schäftigten und haben den »Seesener 
Appell« für ein bedarfsorientiertes Ge-
sundheitswesen mit guten Arbeitsbe-
dingungen veröffentlicht. Er kann on-
line unterstützt werden:  
£  asklepios.verdi.de                       

Pflegeaufstand
Mainz I Über 150 Pflegepersonen aus  
54 Einrichtungen in Rheinland-Pfalz 
rufen zum »Pflegeaufstand« auf. »Wir 
wollen ernst genommen und respek-
tiert werden und nicht nur, weil es 
gerade eine Pandemie gibt«, erklärt  
Julia-Christina Stange, eine der 
Sprecher*innen und Fachkinderkran-
kenschwester in der Universitätsmedi-
zin Mainz. Bisher unterstützen zwölf 
Gruppen und Organisationen das neue 
Bündnis, darunter ver.di. Zu den zehn 
Sprecher*innen aus der Kranken- und 
Altenpflege gehört auch ein Vertreter 
der pflegenden Angehörigen. Gemein-
sam wollen sie für vier Forderungen 
eintreten: »Wir fordern mehr Personal 
und verbindliche Personalvorgaben für 
alle Bereiche der professionellen Pfle-
ge. Wir verlangen, dass keine Pflege-
kraft mehr alleine im Dienst ist. Wir 
erwarten eine tarifliche Bezahlung für 
alle und deutlich mehr Gehalt. Wir 
benötigen eine bedarfsgerechte Finan-
zierung. Das DRG-System für die Kran-
kenhäuser ist abzuschaffen. Für die 
Altenpflege wollen wir eine Solidari-
sche Pflegegarantie.«
£  pfausta.de

Mehr Schatten als Licht
Berlin I Der Gemeinsame Bundesaus-
schuss hat eine Weiterentwicklung 
der Richtlinie zur Personalausstattung 
in Psychiatrie und Psychosomatik 
(PPP-RL) veröffentlicht, die zum Jah-
reswechsel in Kraft treten soll. Wie 
ihre Vorgängerin stellt die Richtlinie 
leider keine vollständige Personalbe-
messung in dem Sinn dar, dass die 
Zahl der zu besetzenden und von den 
Krankenkassen zu finanzierenden 
Personalstellen eindeutig aus ihr her-
vorgeht. Erst ab 2022 soll es Sanktio-
nen geben, wenn die Vorgaben nicht 
eingehalten werden. Diese können in 
der Pflege und anderen Berufsgrup-
pen zudem mit bis zu zehn Prozent 
durch den Einsatz von Hilfskräften 
erfüllt werden. 
£   t1p.de/ppp-rl-02

Reform der MTA-Berufe
Berlin I Die Berufe in der Medizinisch-
Technischen Assistenz (MTA) sollen neu 
geregelt werden. ver.di hat sich erfolg-
reich unter anderem dafür eingesetzt, 
dass die Zahlung einer angemessenen 
Ausbildungsvergütung im Gesetzent-
wurf enthalten ist.
£   t1p.de/mta-reform

AKTIV

Streiken und sichtbar sein trotz Pande-
mie – dass das geht, haben die Be-
schäftigten des Humanistischen Ver-
bands (HVD) Berlin-Brandenburg am 
18. November gezeigt: Sie kamen nicht 
persönlich vor der Verbandszentrale in 
Berlin zusammen, um gegen die ge-
plante Tarifflucht ihres Arbeitgebers zu 
protestieren. Stattdessen schalteten 
sich die Beschäftigten, darunter Erzie- 
her*innen, Sozialpädagog*innen und 
Lebenskundelehrer*innen, online zu – 
und waren dabei auf einer riesigen 
LED-Wand zu sehen. Zugleich wurde 
die Kundgebung im Internet übertra-
gen. »Das haben wir super gelöst«, 
findet Frauke Groner, die im Kinder- 
und Jugend-Beteiligungsbüro des HVD 
in Marzahn-Hellersdorf arbeitet. 
»Wenn der Vorstand dachte, wir wür-

MELDUNGEN

den wegen der Corona-Pandemie klein 
beigeben, dann hat er sich getäuscht.«

Der Tarifkonflikt beim Humanisti-
schen Verband, der 24 Kitas sowie 
Jugendhilfe- und Sozialeinrichtungen 
in Berlin betreibt, schwelt schon län-
ger. Bereits im Mai 2017 hatten sich 
die Gewerkschaften ver.di und GEW 
mit dem HVD geeinigt, über eine 
Angleichung des Haustarifvertrags an 
die Tarifwerke des öffentlichen Diens-
tes zu verhandeln. Der Arbeitgeber 
habe die Verhandlungen zunächst drei 
Jahre lang verschleppt und Anfang 
September dieses Jahres unter Vor-
wänden für gescheitert erklärt, be-
richtet ver.di-Verhandlungsführer Ivo 
Garbe. Zugleich setzte der HVD-Vor-
stand den Betriebsrat unter Druck, 
den nachwirkenden Tarifvertrag per 

Betriebsvereinbarung auszuhebeln. Die 
Interessenvertretung wies das zurück, 
woraufhin die Verbandsspitze einseitig 
für 2020 eine Lohnerhöhung von vier 
Prozent sowie steuerfreie Corona-Prä-
mien auszahlte, die je nach Berufsgrup-
pe unterschiedlich hoch ausfallen.

»Mit den Prämien hat der Arbeit-
geber deutlich gemacht, worum es 
ihm geht: Die Bezahlung soll sich nach 
Marktlage und Refinanzierungsbedin-
gungen richten«, erklärt Frauke Gro-
ner, die sich in der ver.di-Tarifkommis-
sion engagiert. Am schlechtesten 
seien Pflegekräfte und die Beschäftig-
ten in der Jugendarbeit weggekom-
men. »Dafür gibt es weder fachlich 
noch bezogen auf die Leistungen in 
der Pandemie eine Begründung. Der 
Vorstand spaltet die Belegschaft und 

Online-Streikkundgebung in Berlin

Servicebeschäftigte werden ins Klinikum Ingolstadt zurückgeführt.

Ab dem 1. Januar sind alle Servicebe-
schäftigten am Klinikum Ingolstadt 
nicht mehr bei einer Tochtergesell-
schaft, sondern direkt im Klinikum 
angestellt – bezahlt nach dem Tarifver-
trag für den öffentlichen Dienst (TVöD). 
Dieser gilt nun auch für die nach der 
Ausgliederung 2016 eingestellten Kolle-
ginnen und Kollegen, die bislang deut-
lich schlechter gestellt waren. Erreicht 
haben die Beschäftigten das mit einer 
zweijährigen, strategisch angelegten 
ver.di-Kampagne, die vor allem auch die 
Oberbürgermeisterwahl nutzte, um die 
Benachteiligung der Servicekräfte zum 
öffentlichen Thema zu machen. 

Zu einer Frühstücksaktion im Februar 
kamen über 100 Beschäftigte, am 
Frauentag und zu anderen Gelegenhei-
ten zeigten die Kolleg*innen öffentlich 
Flagge und kamen immer wieder in die 
örtlichen Medien. Die Zahl der ver.di- 
Mitglieder vervierfachte sich, so dass 
inzwischen etwa ein Drittel der Beleg-
schaft gewerkschaftlich organisiert ist. 
Nachdem der Ingolstädter Stadtrat in 
einer turbulenten Sitzung am 11. No-
vember schließlich entschied, die Kos-
ten der TVöD-Angleichung zu tragen, 
war klar: Die Servicekräfte werden 
wieder Teil des Klinikums.             -red

£    t1p.de/service-ingolstadt                   

Beharrlichkeit zahlt sich aus
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»Als wir uns nach monatelangen Tarifverhandlungen auf der Zielgeraden zu 
einem guten Abschluss wähnten, brach unser Arbeitgeber – eine Tochter der 
Caritas-Stiftung Liebenau – plötzlich die Verhandlungen ab. Wir haben unseren 
Frust darüber in Aktionen umgesetzt: Mit bengalischen Fackeln protestierten wir 
am 11. November am Stiftungssitz, damit unserem Arbeitgeber ein Licht auf-
geht. Dazu eine Tafel, auf der wir die Tage bis zum Streikbeginn herunterzähl-
ten. Da sich der Vorstand seither nicht bewegte, sind wir nun im Streik – dem 
ersten in katholischen Pflegeeinrichtungen überhaupt. Dutzende betriebliche 
Interessenvertretungen aus dem ganzen Bundesgebiet haben sich mit Briefen an 
die Liebenau für uns eingesetzt. Diese Solidarität tut gut.«  £ t1p.de/caritas-st 
Caroline Zetzmann ist Altenpflegehelferin und Mitglied der ver.di-Verhandlungskommission 

bei der Liebenau Leben im Alter gGmbH in Baden-Württemberg.

UNSERE AKTION

Beim Humanistischen Verband antworten Beschäftigte mit kreativer Aktion auf geplante Tarifflucht.
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Vom Übertragungswagen auf die LED-Wand:
Protestaktion von Beschäftigten des Humanis- 
tischen Verbands am 18. November in Berlin

untergräbt die Solidarität«, kritisiert 
sie. »Und genau so stellt er sich auch 
den Tarifvertrag vor. Weil die Ge-
werkschaften da nicht mitmachen, 
will er die Bedingungen einseitig 
diktieren und dem Betriebsrat auf-
zwingen.« Das erinnere sehr an den 
sogenannten Dritten Weg der Kir-
chen, von denen sich der Humanisti-
sche Verband mit Verweis auf seine 
demokratische und humanistische 
Tradition sonst eher abgrenzt.

Sich dagegen gemeinsam mit 
ihren Kolleg*innen zur Wehr zu set-
zen, ist für die Sozialpädagogin Frau-
ke Groner Teil ihres beruflichen 
Selbstverständnisses. »Wenn wir den 
Kindern und Jugendlichen erklären, 
wie wichtig Beteiligung und Mitbe-
stimmung ist, müssen wir das auch 
für uns selbst einfordern. Und das 
werden wir auch weiterhin tun.« -dab

£   t1p.de/hvd-tarifflucht

Beschäftigte wehren sich gegen ungleiche Bezahlung.

Mit drei Warnstreiktagen haben sich 
die Beschäftigten der Asklepios-Tochter 
Facility Services Hamburg GmbH im 
November für eine bessere Bezahlung 
eingesetzt. Seit der Ausgliederung vor 
vier Jahren haben die Altbeschäftigten 
keine Lohnerhöhung mehr erhalten. 
Die Bezahlung der seither Neueinge-
stellten – etwa 70 Prozent der Beleg-
schaft – liegt mit 10,23 bis 10,84 Euro 
pro Stunde noch unter dem Mindest-
lohn von 12,00 Euro, der in Hamburg 
in städtischen Betrieben gezahlt wer-
den muss. Sie verdienen auch bis zu 
zwei Euro pro Stunde weniger als Ser- 
vicebeschäftigte im nahegelegenen 
Uniklinikum Eppendorf. »Gerade vor 
dem Hintergrund der Pandemie ist die 

Ignoranz des Arbeitgebers, die die Be- 
schäftigten zu weiteren Streiks zwingt, 
skandalös«, kritisierte ver.di-Verhand-
lungsführerin Hilke Stein. Es könne 
nicht angehen, dass die Serviceberei-
che durch Lohnverzicht dafür sorgen 
sollten, die Renditeerwartungen priva-
ter Konzerne zu erfüllen. »Es gibt in der 
Belegschaft eine große Resonanz auf 
die Aktionen«, berichtete ver.di-Sekre-
tärin Kathrin Restorff. Sichtbar konnten 
die Streikenden allerdings nicht wer-
den, da sie wegen der Pandemie auf 
eine Kundgebung verzichteten. Den-
noch brachte der Protest Bewegung: 
Asklepios legte ein neues Angebot vor, 
über das die Beschäftigten nach Re-
daktionsschluss befinden sollten.  -red

Asklepios-Servicekräfte streiken 
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zeitverkürzung im Rettungsdienst 
kategorisch ablehnte – nahm sich 
nicht die Zeit, die Petition persönlich 
entgegenzunehmen. Als Initiator der 
Aktion erklärte Niebuhr, es könne 
nicht angehen, dass Beschäftigte im 
Rettungsdienst weiterhin bis zu  
48 Stunden pro Woche und damit  
de facto über 400 Stunden mehr im 
Jahr ohne zusätzliche Bezahlung  
arbeiteten. ver.di will Arbeitszeitver-
kürzung weiter zum Thema machen.

Dicke Papierstapel mit über 
40.000 Unterschriften von Ret-
tungsdienstbeschäftigten wollten 
Timo Niebuhr und seine Kollegen  
am 24. November an den Präsidenten 
der Vereinigung der kommunalen 
Arbeitgeberverbände (VKA), Ulrich 
Mägde (SPD), im niedersächsischen 
Lüneburg übergeben. Doch der Ober-
bürgermeister der Hansestadt – der 
als kommunaler Verhandlungsführer 
die ver.di-Forderung nach Arbeits- 

Immer aktuell informiert über  
Entwicklungen und Positionen im 
Gesundheits- und Sozialwesen  

        
Hier abonnieren: 

vod.verdi.de/newsletter_reg/30

   Gesundheit und Sozialesver.di-Newsletter
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Die Beschäftigten im Rettungsdienst fordern vor allem eine Verkürzung der überlangen Arbeitszeiten.

Bei den Streiks vorne mit dabei: die Beschäftigten aus dem Gesundheits- und Sozialwesen

Stationen komplett bestreikt 
Klinikbelegschaften zeigen Kampfkraft

Die Arbeitgeber haben offenbar darauf speku-
liert, dass die Beschäftigten bei Bund und Kom-
munen in Zeiten der Corona-Pandemie nicht 
kämpfen könnten. Sie wiesen das Angebot einer 
Vereinbarung mit kurzer Laufzeit zurück, forder-
ten einen Abschluss mit langfristigen Reallohn-
verlusten und sorgten so für eine Eskalation, die 
sie nachher lautstark beklagten. Doch sie sind 
gescheitert, weil Beschäftigte überall in Deutsch-
land ihre Arbeit niederlegten und Corona-ge-
recht auf die Straße gingen. Ganz vorne mit 
dabei: die Kolleg*innen aus dem Gesundheits- 
und Sozialwesen. 

»Immer mehr Beschäftigte aus dem Gesund-
heitswesen und der Sozialen Arbeit organisieren 
sich und verschaffen sich Respekt, gemeinsam 
mit ihren Kolleginnen und Kollegen im gesamten 
öffentlichen Dienst – richtig so!«, freute sich 
Sylvia Bühler vom ver.di-Bundesvorstand bei 
einer Kundgebung am 20. Oktober in Essen. 

»Die Arbeitgeber haben offenbar geglaubt, dass 
sich die Beschäftigten unter den Bedingungen der 
Pandemie klein machen und nicht in der Lage sind 
zu streiken«, meinte der ver.di-Vorsitzende Frank 
Werneke am 30. September vor 500 streikenden 
Krankenhausbeschäftigten in Berlin. Damit hätten 
sie sich »heftig in den Finger geschnitten«.

Nicht nur in Kliniken und Pflegeheimen, auch 
in Kitas und Sozialeinrichtungen beteiligten sich 
mehr Kolleginnen und Kollegen, als viele zuvor 
erwartet hatten. Beschäftigte aus dem Rettungs-
dienst forderten vor allem eine Verkürzung der 
überlangen Arbeitszeiten, was in dieser Tarifrun-
de leider noch nicht erreicht werden konnte. Für 
Pflegekräfte – deren Ausstand in einigen Kran-
kenhäusern Stationsschließungen bewirkte –  
beinhaltet das Ergebnis hingegen deutliche Ver- 
besserungen. Insgesamt sei ver.di unter den 
gegebenen Bedingungen »ein respektabler Ab-
schluss« gelungen, bilanzierte Werneke.

Tarifkonflikt im öffentlichen Dienst: Mit kreativen Aktionen und Streiks haben  
die Beschäftigten die Eskalationsstrategie der Arbeitgeber durchkreuzt.

Zum Höhepunkt der Streiks im öffentlichen 
Dienst im Oktober zeigten einige Kranken-
hausbelegschaften ihre Kampfkraft, indem 
sie OP-Säle, Betten und ganze Stationen 
lahmlegten. So wurden zum Beispiel am 
Klinikum Stuttgart erstmals sieben Stationen 
komplett bestreikt. Im nahegelegenen Lud-
wigsburg-Bietigheim waren neun Stationen 
ganz und sieben weitere teilweise geschlos-
sen, im Rems-Murr-Klinikum vier Stationen 
vollständig dicht. 

Mancherorts versuchten Arbeitgeber, 
juristisch dagegen vorzugehen. So an den 
Kliniken der Stadt Köln, wo Betten und  
Stationen bisher noch nie streikbedingt still-
gelegt wurden. Obwohl die Geschäftsführung 
eine Notdienstvereinbarung unterzeichnet 
hatte, die Stationsschließungen ermöglichte, 
wollte sie davon plötzlich nichts mehr wissen 
und verhinderte den Streik per einstweiliger 
Verfügung des Arbeitsgerichts. Doch die 
Kolleg*innen ließen nicht locker und meldeten 
erneut vier Stationen zur Schließung an. 

Zugleich sammelten sie binnen 24 Stun-
den 375 Unterschriften von Beschäftigten, 
die ihr Streikrecht einforderten, und überga-
ben diese an Kölns Oberbürgermeisterin 
Henriette Reker (parteilos). Das wirkte: Die 
Geschäftsleitung beendete das rechtliche 
Verfahren und schloss einen Kompromiss mit 
ver.di, wonach die Station 5B in Köln-Mer-
heim komplett geschlossen und eine weitere 
nur mit Notdienstbesetzung offen gehalten 
wurde. »Die Kolleginnen und Kollegen haben 
das durchgestanden und mit der Petition an 
die Politik ihr Streikrecht durchgesetzt – das 
ist ein Riesen-Erfolg«, bilanzierte der Betriebs-
rat und ver.di-Vertrauensmann Valentin Pilz.

Streikkundgebung in Essen

»Arbeitsstreik« in Lörrach

Aktive Mittagspause vor dem städtischen Altenheim Servatius 
in Augsburg

Stellvertretend für viele: Protestaktion mit Pappfiguren in Bremerhaven Stillleben: Station 5B in Köln-Merheim während des Streiks Solidarität der Kleinen: Kita-Streik in Hamburg 

D A S  TA R I F E R G E B N I S  I M  Ö F F E N T L I C H E N  D I E N S T  B E I N H A LT E T  U N T E R  A N D E R E M :

Erhöhung der Tabellenentgelte

	➔ ab 1. April 2021 um 1,4 Prozent, 
mindestens aber 50 Euro

	➔ ab 1. April 2022 um 1,8 Prozent

	➔ Laufzeit bis 31. Dezember 2022

Corona-Prämie

	➔ 600 Euro für die Entgeltgruppen 1 bis 8, 
also P 5 bis P 8 und S 2 bis S 8b

	➔ 400 Euro für die Entgeltgruppen 9a bis 12,  
also P 9 bis P 16 und S 9 bis S 18

	➔ 300 Euro für die Entgeltgruppen 13 bis 15

	➔ keine Verrechnung mit anderen Prämien

Auszubildende und Praktikant*innen

	➔ Die Ausbildungs- und Praktikantenver- 
gütung steigt ab 1. April 2021 und ab  
1. April 2022 um jeweils 25 Euro.

	➔ Corona-Prämie für 2020 von 225 Euro  
in den Kommunen und 200 Euro beim Bund

	➔ Verlängerung der Regelung zur Über- 
nahme

	➔ Tarifierung der praxisintegrierten Studiengänge 
 
 
Arbeitszeit Ost

	➔ Ab Januar 2022 und 2023 sinkt die Arbeits-
zeit der Beschäftigten im Osten um jeweils 
eine halbe Stunde und liegt ab 2023 mit  
39 Stunden auf Westniveau.

	➔ In den Krankenhäusern sinkt die Arbeitszeit 
ab Januar 2023 in drei Schritten und erreicht 
2025 mit 38,5 Stunden Westniveau.

Pflege und Gesundheit

	➔ Monatliche Pflegezulage von 70 Euro ab 
März 2021 und ab März 2022 nochmals 50 
Euro mehr. Die Zulage erhöht sich ab Januar 
2023 entsprechend der allgemeinen Entgelt-
erhöhung. Sie gilt für Fach- und Hilfskräfte, 
auch in der Altenpflege, sowie für Hebam-
men, OTA und ATA im Geltungsbereich der 
P-Tabelle. Die von den Arbeitgebern gefor-
derte Anrechnung der Psychiatrie-Zulage hat 
ver.di abgewehrt.

	➔ Die Intensivzulage steigt ab März 2021 von 
46,02 auf 100 Euro.

	➔ Die Wechselschichtzulage bei ständiger 
Wechselschicht steigt von 105 auf  
155 Euro, sonst auf 0,93 Euro pro Stunde. 
Dass für Wechselschicht künftig vier statt 
zwei Stunden Nachtarbeit erbracht werden 
müssen, wie es die Arbeitgeber wollten, hat 
ver.di verhindert. Die Erhöhung der Wechsel-
schichtzulage gilt für Krankenhäuser, in der 
Alten- und der Behindertenhilfe.

	➔ Weitere Zulage für Beschäftigte in den Ent-
geltgruppen P 5 bis P 16 von 25 Euro West 
und 35 Euro Ost (ab 2025 einheitlich 25 Euro)

	➔ Der Samstagszuschlag wird für Krankenhäu-
ser, in der Alten- und der Behindertenhilfe 
auf 20 Prozent erhöht. 

Gekämpft in schwierigen ZeitenGekämpft in schwierigen Zeiten 
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8 AUSBLICK

Die Übergabe am Sonntag hat das Team der Lungenfachabteilung auch dazu ge-
nutzt, die Fehler im Suchbild zu finden. »Ich bin ver.di-Mitglied und bringe die Zei-
tung immer mit zur Arbeit«, berichtet Birgit und freut sich, dass es gleich bei der 
ersten Teilnahme geklappt hat. Eigentlich war das Preisgeld für eine Weihnachts- 
feier gedacht, aber diese muss wegen der Pandemie ausfallen. Das Team versorgt 
aktuell viele Covid-19-Patient*innen und erlebt eine schwierige Zeit. »Vielleicht 
können wir 2021 wieder wie sonst Weihnachten feiern«, hofft Birgit.  Daniela Feigl

            

WEISSRUSSLAND USA FRANKREICH

Auf den ersten Blick sind beide Bilder gleich. 
Doch wer genau hinschaut, wird im rechten 
Bild zehn Fehler erkennen. 
Unter den Einsender*innen verlosen wir:
1. Teampreis: 200 Euro für  
die Gemeinschaftskasse
2. Preis: eine ver.di-Armbanduhr
3.– 6. Preis: je eine Pausentasse  
(limitierte Auflage) 

Mitmachen und gewinnen
Bei der Fehlersuche können alle ver.di-Mitglieder 
mitmachen. Den Teampreis können allerdings nur 
Kolleginnen und Kollegen gewinnen, die zusam-
men arbeiten und mindestens zu dritt sind. Die 
Gewinnchancen steigen, wenn wir ein gutes Foto 
von eurem Team bekommen und eine Telefonnum-
mer, unter der ihr gut erreichbar seid. Das Foto des 
Gewinnerteams wird in der nächsten Ausgabe 
veröffentlicht. Stellt bitte sicher, dass das Einver-
ständnis aller abgebildeten Personen und des 
Fotografen bzw. der Fotografin vorliegt.

Die Lösung bitte an:

1|	 ver.di-Bundesverwaltung
	 Fachbereich 3 »Preisrätsel«
	 Paula-Thiede-Ufer 10, 10179 Berlin

2|	 oder als E-Mail an:
	 suchbild.drei@verdi.de

3|	 oder löst das Rätsel gleich online: 
	 drei.verdi.deInformationen für den Fachbereich Gesundheit, Soziale Dienste, Wohlfahrt und Kirchen  gesundheit-soziales.verdi.de

Viele Augen sehen mehr ...
GENAU HINSEHEN

REINLESEN

GEWINNERTEAM

Glück gehabt in schwieriger Zeit

RUNDUM

Die Gewinner*innen des Preisrätsels in drei.74 sind:
1. Teampreis (200 Euro für Gemeinschaftskasse): Pflegeteam der Lungenfachabteilung 
des Schwarzwald-Baar Klinikums in Donaueschingen; 2. Preis (eine ver.di-Armbanduhr): 
Birgit H. aus München, 3. bis 6. Preis (je eine Pausentasse): Petra L. aus Bergisch Glad-
bach, Ullrich M. aus Dittmannsdorf, Birgit K. aus Kornwestheim, Steve K. aus Rostock

UNVERGESSEN

Protest in Belarus
Seit Monaten gehen in Belarus immer 
wieder tausende Menschen gegen  
den autokratisch regierenden Präsiden-
ten Aljaksandr Lukaschenka auf die 
Straße – darunter viele Gewerkschafte-
rinnen und Gewerkschafter. 5.000 Ge-
sundheitsbeschäftigte haben in einer 
Protesterklärung ein Ende der Polizeige-
walt gefordert. In den Krankenhäusern 
und Notfallambulanzen müssen sie na-
hezu täglich deren Opfern behandeln. 

Klinikstreik in Pennsylvania
In Pennsylvania sind im November hun-
derte Krankenhausbeschäftigte für 
mehr Personal, Gesundheitsschutz und 
bessere Bezahlung in den Streik getre-
ten. »Pflegekräfte sind total ausge-
brannt«, erklärte Deborah Burger von 
»National Nurses United«. Sie bräuchten 
dringend Entlastung. Nach einer Zäh-
lung des Guardian sind in den USA 
bislang fast 1.400 Gesundheitsbeschäf-
tigte an Covid-19 gestorben. 

Demos für bessere Finanzierung
In mehreren französischen Städten 
haben am 7. November tausende Men-
schen für eine bessere Finanzierung des 
Gesundheitswesens demonstriert. Be-
reits im Juli hatte die Regierung Lohner-
höhungen für Ärzt*innen und Pflege-
kräfte von durchschnittlich 183 Euro im 
Monat beschlossen. Einem Teil der 
Gewerkschaften reicht das nicht, da die 
Gehälter zuvor zehn Jahre nicht erhöht 
worden waren. Sie protestieren weiter.

Einsendeschluss: 29. Januar 2021

Kinderstation im Kreiskrankenhaus Reutlingen (um 
1965), unsere »Spielschwester« sorgt für ein Beschäftigungs-
programm. Die Verweildauer der kleinen Patientinnen und 
Patienten hängt stark vom Alter ab und hat sich deutlich 
verkürzt. Heute liegt sie durchschnittlich bei rund 4,5 Tagen, 
damals waren es etwa 14. 

Die Zeit wurde da oft recht lang, das Essen schmeckte nicht 
und auf den Toiletten schräg gegenüber dem langen dunk-
len Flur war es recht gruselig. Eingesandt hat uns das Foto  
Norbert Retthofer.                                                         -tob

drei 75

Habt ihr noch Fotos, die eure Arbeitsplätze vor 40, 60 oder 

100 Jahren zeigen? Wir freuen uns über jede Einsendung!    

redaktion.drei@verdi.de

Weniger Covid-19-Tote in Pflegeheimen mit Gewerkschaft

Todesfälle in 355 Pflegeheimen im Staat New York bis Ende Mai 2020, Quelle: Dean/Venkataramani/Kimmel: Mortality Rates From COVID-19 Are Lower In 
Unionized Nursing Homes, Health Affairs November 2020, https://t1p.de/us-pflege-covid. Grafik: werkzwei Detmold, zet art, Anna R, Adobe Stock 

Anteil der Corona-Todesfälle unter Bewohner*innen in Pflegeeinrichtungen im Staat New York

3,7%

5,5%

mit Gewerkschaft der Bewohner*innen
verstorben ohne Gewerkschaft

Pflegeheime mit Gewerkschaft und Tarif-
vertrag im US-Bundesstaat New York 
verzeichnen etwa 30 Prozent niedrigere 
Todesraten unter Bewohner*innen wegen 
Covid-19 als gewerkschaftlich nicht orga-
nisierte Einrichtungen. Das zeigt eine 
Studie (DOI: 10.1377/hlthaff.2020.01011) 
von Wissenschaftlern verschiedener Uni-
versitäten, die den Unterschied unter 
anderem darauf zurück-führen, dass Ge-
werkschaften mehr Personal einfordern 
und für besseren Arbeits- und Gesund-
heitsschutz sorgen – in der Corona-Krise 
vor allem für eine bessere Versorgung  
mit Schutzmaterial. Betriebsräte wie in 
Deutschland gibt es in den USA in dieser 
Form nicht, gewerkschaftlich nicht orga-
nisierte Belegschaften haben keine Inter-
essenvertretung.                             -dab

Mit der Corona-Pandemie rückt die 
Personalsituation in Krankenhäusern 
und Pflegeeinrichtungen wieder ins 
Blickfeld. Ermutigt durch mediale 
Präsenz und Zuspruch in den sozialen 
Medien haben Pflegekräfte zur Feder 
gegriffen und ihre Sicht auf die Mise-
re der Pflege zu Papier gebracht. 
Ihnen gemeinsam ist ein autobiogra-
phischer Ansatz, mit dem sie authen-
tische Einblicke in den Pflegealltag 
bieten.

Bei Franziska Böhler beein-
druckt die Beschreibung ihres beruf- 
lichen Selbstverständnisses. Anschau-
lich wird die Pflegenot an zahlreichen 

Pflegekräfte schreiben Bestseller 

Heyne, 2020 
256 Seiten, 12,99 Euro  
ISBN: 978-3-453-60560-2

HarperCollins, 2020 
208 Seiten, 10 Euro  
ISBN: 9783749950379

Fallbeispielen und in verschiedenen 
Versorgungsbereichen dargestellt.

Nina Böhmer, die sich mit 
Hauptschulabschluss bis zum Exa-
men als Pflegefachkraft durchge-
kämpft hat, problematisiert die Aus-
bildung und setzt sich kritisch mit 
der Politik zur Bewältigung der Pan-
demie auseinander.

Alexander Jorde unterlegt in 
dem bereits vor der Pandemie er-
schienenen Buch seine Ausbildungs-
erfahrungen mit Daten und Analysen 
und wirft einen Blick ins Ausland. Er 
zeigt Lösungswege aus der Personal-
misere auf.              GERD DIELMANN

Klett-Cotta, 2019  
211 Seiten, 17 Euro  
ISBN: 978-3-608-50384-5


